
 

Gute Rente für Jung und Alt 

Viele Beschäftigte - Junge und Ältere - stel-

len sich die Frage, ob sie sich nach einem 

Leben voller Arbeit auf eine auskömmliche 

Alterssicherung verlassen können. Wenn 

alles so bleibt wie es ist, werden mittel- 

und langfristig die Beiträge zur gesetzli-

chen Rentenversicherung steigen, zu-

gleich wird das Rentenniveau sinken. Be-

triebsrenten und private Vorsorge können 

die drohenden Versorgungslücken nicht 

schließen. Klar ist: Um Beschäftigten im 

Alter eine solidarische und zukunftsfeste 

Rente zu sichern, muss es einen Kurswech-

sel in der Rentenpolitik geben. Die IG Me-

tall fordert daher die Stärkung der gesetz-

lichen Rente und den Neuaufbau einer so-

lidarischen Alterssicherung. 

Um die gesetzliche Rente zu sichern, muss 

das Rentenniveau langfristig stabilisiert 

und erhöht werden. Ohne Kurskorrektur 

droht das Sicherungsniveau in den nächs-

ten Jahren dramatisch zu sinken und die 

Versorgungslücken zuzunehmen. Ein sin-

kendes Rentenniveau bedeutet die Ab-

kopplung der Entwicklung der Renten von 

der Entwicklung der Löhne. Die gesetzliche 

Rente trägt damit immer weniger zur Le-

bensstandardsicherung im Alter bei! Ge-

sellschaftlich droht sich damit eine Situa-

tion stetig steigender Altersarmut in 

Deutschland noch weiter zu verschärfen. 

Die zusätzliche private Vorsorge kann 

diese Versorgungslücken nicht wie ver-

sprochen füllen. Die Abschluss- und Ver-

waltungskosten von Riester-Verträgen sind 

zu hoch. Die Arbeitgeber sind an der Finan-

zierung der privaten Altersvorsorge nicht 

beteiligt und auch bei den Betriebsrenten 

übernehmen sie noch zu wenig Verantwor-

tung. Die Kosten einer alternden Gesell-

schaft werden damit zunehmend den Be-

schäftigten allein aufgebürdet.  

In den aktuellen und kommenden Umbrü-

chen der Arbeitsgesellschaft sind ein realis-

tisches Renteneintrittsalter sowie flexible 

und gesicherte Übergänge in den Ruhestand 

besonders wichtig. Bereits heute schaffen es 

viele Beschäftigte nicht in Arbeit bis zur Re-

gelaltersgrenze. Forderungen nach einer 

grundsätzlichen Erhöhung des Rentenein-

trittsalters oder zur Abschaffung der ab-

schlagsfreien Rente nach 45 Versicherungs-

jahren, sind realitätsfern und passen nicht 

zur Realität der Arbeitswelt. Ihnen erteilt die 

IG Metall eine klare Absage. Ein weiteres Dre-

hen an dieser Schraube würde für viele Be-

schäftigte weitere Rentenkürzungen bedeu-

ten.  

Bereits heute sind viele Rentnerinnen und 

Rentner im Alter zwischen 65 und 74 Jahren 

erwerbstätig. Für einen Teil ist die Freude an 

der Arbeit ausschlaggebend - für andere 

sind es finanzielle Gründe. 33 % der Rentne-

rinnen und Rentner, die einer Erwerbstätig-

keit nachgingen, arbeiten aus finanzieller 

Notwendigkeit (Statistischem Bundesamt, 

Pressemitteilung Nr. N050). Arbeiten im Ren-

tenalter ist bereits heute durch Zuschläge 

sowie höhere Rentenanwartschaften attrak-

tiv, aber für viele Beschäftigte aus gesund-

heitlichen Gründen eine Belastung. Al-

terns(gerechte) Arbeit bis zum Rentenalter 

sollte daher stärker in den Vordergrund rü-

cken als finanzielle Anreize für erwerbstä-

tige Rentnerinnen und Rentner.  

Neuaufbau einer solidarischen  

Alterssicherung 

Ein Leben lang gearbeitet und trotzdem arm? 

Das darf nicht sein! Doch für viele sieht so 

die Realität aus. Besonders bedroht ist, wer 

in Teilzeit arbeitet, und wenig verdient. Da-

gegen helfen Tariflöhne, eine gut 



 

ausgebaute Kinderbetreuung und ein starker 

Sozialstaat.  

Um die gesetzliche Rente zu sichern und ge-

recht zu finanzieren, sollten einige Stell-

schrauben angepackt werden. “Versiche-

rungsfremde” Leistungen müssen systemge-

recht finanziert und die Bundeszuschüsse 

zur gesetzlichen Rentenversicherung deut-

lich erhöht werden. Mittel- bis langfristig ist 

die Weiterentwicklung der gesetzlichen Ren-

tenversicherung zu einer solidarischen Er-

werbstätigenversicherung, in die alle Berufs-

gruppen einbezogen sind, ein zentraler Re-

formansatz. 

Für den einzelnen Beschäftigten sollte dar-

über hinaus die Möglichkeit freiwillig und 

zusätzlich in die gesetzliche Rentenversi-

cherung einzuzahlen, erleichtert werden. Als 

Ergänzung zu einer gestärkten gesetzlichen 

Rente ist eine verbesserte arbeitgeberfinan-

zierte betriebliche Altersversorgung (bAV) 

als zweite tragende Säule im System der Al-

terssicherung notwendig. Sie kann einen 

zentralen Beitrag zur individuellen Absiche-

rung im Alter, bei Erwerbsminderung sowie 

zur Hinterbliebenenversorgung leisten. Hier-

für bedarf es weiterer Verbesserungen. 

 

 

Abbildung 1: 67 Prozent der Befragten fordern ein höheres Rentenni-
veau, auch wenn das etwas höhere Rentenbeiträge bedeuten könnte. 
Quelle: Realpolitik statt Renten-Raubbau: Mehrheiten für Stärkung 
der gesetzlichen Altersversicherung. Eine Analyse der IG Metall ba-
sierend auf Befragungsergebnissen zu Einstellungen zum Thema 
Rente 2024. Verian Deutschland (ehemals Kantar Public). Frage: „Die 
Bundesregierung plant, das Niveau der gesetzlichen Rente bei 48 
Prozent des durchschnittlichen Einkommens zu stabilisieren. Finden 
Sie, ...?“. https://www.igmetall.de/download/20240701_Studie_Ve-
rian_Rente.pdf 

 

Was die IG Metall fordert: 

➢ die Stabilisierung des Rentenniveaus und schrittweise Anhebung auf 53 %  

➢ Fortbestand der abschlagsfreien Rente nach 45 Versicherungsjahren (sogenannte „Rente 

63“) und keine Erhöhung des Renteneintrittsalters, stattdessen gesicherte und flexible 

Altersübergänge 

➢ Gute Renten – solidarisch finanziert:  

o solidarische Erwerbstätigenversicherung, in die alle Berufsgruppen einbezogen 

werden 

o höhere Bundeszuschüsse und systemgerechte Finanzierung „versicherungsfrem-

der“ Leistungen  

➢ Erleichterungen und Vereinfachung der Möglichkeit freiwilliger zusätzlicher Einzahlungen 

in die gesetzliche Rentenversicherung, insbesondere durch ein grundsätzliches Recht auf 

zusätzliche Beitragszahlungen für Pflichtversicherte  
➢ Verbesserungen bei der ergänzenden betrieblichen Altersversorgung (schrittweise Um-

schichtung der Fördermittel der dritten Säule in die betriebliche Altersversorgung) 

 


